
Ziehung kriminell gefährdeter Bürger vom 15. August 
1968 (GBl. II S. 751) eingeleitet werden. Ebenso zeigt 
die negative Entwicklung mancher Jugendlicher, daß 
durch die Organe der Jugendhilfe nicht mit der not­
wendigen Konsequenz und Kontinuität Einfluß genom­
men wurde. Diese Mängel sind häufig auf fehlende Ab­
grenzung der jeweiligen Verantwortung bzw. auf un­
genügende Wahrnehmung der Eigen Verantwortung der 
staatlichen Organe zurückzuführen.

Zur Gestaltung der Gesetzlichkeitsaufsicht

Die analytische Gestaltung der Gesetzlichkeitsaufsicht 
auf dem Gebiet von Jugend und Familie/4/ ist in den 
Kreisen unseres Bezirks erst in Ansätzen vorhanden. 
So hat der Staatsanwalt der Stadt Leipzig von ihm 
wiederholt kritisierte Verletzungen der Jugendschutz- 
verordnüng wie auch der Jugendhilfeverordnung zum 
Anlaß genommen, um die jeweiligen Räte der Stadt­
bezirke gemäß § 37 Abs. 3 St AG auf die festgestellten 
Mängel hinzuweisen und von ihnen Maßnahmen zu 
deren Überwindung zu fordern. Die stärkere analyti­
sche Gestaltung der Gesetzlichkeitsaufsicht entspre­
chend den zentralen Schwerpunkten ist vielfach von 
den Kreisstaatsanwälten allein nicht zu lösen. Sie er­
fordert in besonderem Maße die operative Tätigkeit der 
neugebildeten Abteilung Gesetzlichkeitsaufsicht beim 
Staatsanwalt des Bezirks.
In der Mehrzahl der Aufsichtsmaßnahmen werden 
überzeugend die Zusammenhänge zwischen Rechtsver­
letzung und Gefährdungserscheinung herausgearbeitet 
und den staatlichen Leitern ihre sich daraus ergeben­
den Rechtspflichten bewußt gemacht. Dementsprechend 
führten die Aufsichtsmaßnahmen in der Regel auch zu 
politisch-ideologischen Auseinandersetzungen und zu 
konkreten Veränderungen, an denen allein die Wirk­
samkeit der Aufsichtsmaßnahmen gemessen werden 
kann.

gendlicher im dortigen Parkgelände aufmerksam zu 
machen. Die Jugendlichen waren wiederholt durch 
Ordnungswidrigkeiten und auch Straftaten in Erschei­
nung getreten.
Gemäß §§ 25 und 41 des Jugendgesetzes vom 4. Mai 1964 
(GBl. I S. 75) forderte der Staatsanwalt in einem Unter­
suchungsverlangen die Einleitung konkreter Maßnah­
men, um diese Jugendlichen für eine sinnvolle Freizeit­
gestaltung zu gewinnen. Er empfahl, hierbei eng mit 
der FDJ und den Organen der Volkspolizei zusammen­
zuarbeiten. Die örtliche Volksvertretung legte darauf­
hin im Volkswirtschaftsplan der Stadt für 1973 die Um­
gestaltung dieses Geländes in einen Volkspark fest. Das 
Projekt sollte mit der Bevölkerung, einschließlich der 
Jugendlichen, beraten werden.
Diesem positiven Beispiel staatsanwaltschaftlicher Ge­
setzlichkeitsaufsicht haftete allerdings ein Mangel an, 
der noch vielfach bei Aufsichtsmaßnahmen zu finden 
ist: Der Notwendigkeit, an einer Sache „dranzublei­
ben*, bis tatsächliche Veränderungen erreicht sind, 
wurde hier nicht entsprochen. Infolgedessen war dem 
Kreisstaatsanwalt nicht bekannt, inwieweit die Fest­
legungen auch realisiert werden.
Der Staatsanwalt des Kreises Eilenburg nahm ein 
Strafverfahren gegen eine Gruppe Jugendlicher zum 
Anlaß, um den zuständigen Rat der Stadt mit einem 
Untersuchungsverlangen auf ungelöste Freizeitprobleme 
im Territorium aufmerksam zu machen. Hervorzuheben 
ist hierbei, daß der Kreisstaatsanwalt sein Unter­
suchungsverlangen nicht isoliert von den Problemen 
der anderen Organe stellte, sondern es vor Abgeordne­
ten, staatlichen Leitern und Vertretern der Massen­
organisationen begründete. Diese Beratung führte dazu, 
daß den staatlichen und gesellschaftlichen Erziehungs- 

, trägem ihre Verantwortung für die sozialistische Er­
ziehung der Jugend des Territoriums stärker bewußt 
wurde. Sie legten an Ort und Stelle konkrete Maßnah­
men fest und organisierten eine nachhaltige gesell­
schaftliche Kontrolle.
So gut und richtig es ist, Aufsichtsmaßnahmen vor Ar- 
beits- und Leitungskollektiven zu begründen, so darf 
doch — wie in diesem Fall geschehen — nicht dar­
auf verzichtet werden, das Untersuchungsverlangen 
s c h r i f t l i c h  an den Rat zu richten. Die Praxis zeigt, 
daß auf Maßnahmen der Gesetzlichkeitsaufsicht nur 
dann eine wirkungsvolle Reaktion erfolgt, wenn sie 
verbindliche konkrete Forderungen enthalten und die 
Verantwortlichkeiten klarlegen.

Überwindung von Mängeln in der Arbeit 
der Organe der Jugendhilfe

Die Staatsanwälte nutzen in unserem Bezirk die Mit­
tel der Gesetzlichkeitsaufsicht auch verstärkt, um auf 
die Beseitigung bestimmter Mängel in der Arbeit der 
Organe der Jugendhilfe hinzuwirken. Solche Mängel 
treten z. B. im Zusammenhang mit der Einflußnahme 
auf sozial fehlentwickelte Jugendliche gemäß § 1 JHVO 
auf.
Kritik verdienen vor allem Unzulänglichkeiten bei der 
Wiedereingliederung straffällig gewordener Jugend­
licher. Vielfach fehlt es an der notwendigen Zusam­
menarbeit zwischen den zuständigen staatlichen Orga­
nen bei der Vorbereitung der Entlassung von Jugend­
lichen aus der Heimerziehung. Nicht immer ist auch 
gewährleistet, daß bei erheblich fehlentwickelten Ju­
gendlichen, die mit Vollendung des 18. Lebensjahres 
bzw. kurz davor aus der Heimerziehung entlassen wer­
den, in Zusammenarbeit mit der Abteilung Innere An­
gelegenheiten Maßnahmen nach der VO über die Auf­
gaben der örtlichen Räte und der Betriebe bei der Er-

Es ist jedoch mitunter die Tendenz vorhanden, leicht­
fertig nicht überprüfte Angaben -aus Strafverfahren und 
anderen Quellen zur Grundlage von Aufsichtsmaßnah­
men zu nehmen. Diese Praxis war teilweise bei Anträ­
gen des Staatsanwalts auf Einleitung eines Disziplinar- 
oder Ordnungsstrafverfahrens gemäß §42 StAG wegen 
Verletzung der Bestimmungen über den Alkoholaus­
schank an Jugendliche (§ 7 Abs. 1 Ziff. 1 KJSchVO), 
aber auch bei anderen Gesetzesverletzungen festzustel­
len. Ein solches Vorgehen schmälert die Autorität der 
staatsanwaltsdiaftlichen Gesetzlichkeitsaufsicht ■ und 
schränkt ihre Wirksamkeit ein.

Feststellungen im Ermittlungsverfahren 
als Quelle für Aufsichtsmaßnahmen

Die höhere Qualität der Gesetzlichkeitsaufsicht der 
Staatsanwaltschaft wird wesentlich von der Qualität 
des Strafverfahrens, besonders des Ermittlungsverfah­
rens, mitbestimmt. Das Strafverfahren wird — ungeach­
tet des dringenden objektiven Erfordernisses, auch an­
dere Quellen der Gesetzlichkeitsaufsicht zu erschließen, 
insbesondere durch die Verbindung der Staatsanwälte 
mit anderen Organen — hauptsächliche Quelle für Auf­
sichtsmaßnahmen bleiben.
Dabei geht es vor allem um die Forderung der Ge­
meinsamen Anweisung des Generalstaatsanwalts der 
DDR und des Ministers des Innern sowie des gleich­
lautenden Beschlusses des Präsidiums des Obersten 
Gerichts zur höheren Wirksamkeit des Strafverfahrens 
vom 7. Februar 1973 (NJ-Beilage 1/73 zu Heft 5), die

/4/ Vgl. hierzu Heinemann / Lüttge, „Verdichtete InformaUo- 
nen der Staatsanwaltschaft und Gesetzlichkeitsaufsicht“, NJ 
1973 S. 315 ff.
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